Deutscher Bundestag Drucksache 19/29354

19. Wahlperiode 05.05.2021

Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses fur Verkehr und digitale Infrastruktur (15. Ausschuss)

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung
— Drucksache 19/28179 —

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung nationaler Regelungen an die
Durchfuhrungsverordnung (EU) 2019/947 der Kommission vom 24. Mai 2019 uber
die Vorschriften und Verfahren fur den Betrieb unbemannter Luftfahrzeuge

A. Problem

Mit der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2019/947 vom 24. Mai 2019 hat die EU-
Kommission einen Rechtsrahmen fir die VVorschriften und VVerfahren des Betriebs
unbemannter Luftfahrzeuge in den Mitgliedstaaten der EU geschaffen. Das vor-
liegende Gesetz dient dazu, die uneingeschréankte Anwendbarkeit dieser Durch-
fiihrungsverordnung in Deutschland zu gewéhrleisten und die den Mitgliedstaaten
darin eroffneten Gestaltungsspielradume zu nutzen.

B. Lésung

Anpassung der Regelungen im Luftverkehrsgesetz, in der Luftverkehrs-Ordnung,
der Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung, der Kostenverordnung der Luftfahrtver-
waltung und des Gesetzes uber das Luftfahrt-Bundesamt, wobei insbesondere die
Vorschriften des Abschnitts 5a der Luftverkehrs-Ordnung neu gefasst werden.

Annahme des Gesetzentwurfes in der gednderten Fassung mit den Stimmen
der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen
AfD, FDP, DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN.

C. Alternativen
Keine.

D. Kosten

Wurden nicht erortert.
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Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle beschlieRen,

den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/28179 mit folgender MaRgabe, im Ubrigen
unverandert anzunehmen:

1. Artikel 1 wird wie folgt geéndert:

a) In Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc werden die Nummern
16b, 16¢ und 16d geédndert:

aa) In Nummer 16b werden die Worter ,,sofern es sich um den Betrieb
von unbemannten Fluggerdten mit einer Startmasse von weniger
als 25 Kilogramm handelt“ gestrichen.

bb) In Nummer 16c wird das Wort ,,Ausnahmegenehmigungen® durch
das Wort ,,Genehmigungen* ersetzt.

cc) In Nummer 16d werden die Worter ,,Artikel 16 der Durchfiih-
rungsverordnung (EU) 2019/947* durch die Worter 8 21f der
Luftverkehrs-Ordnung* ersetzt.

b) In Nummer 4 wird in 8 66a Absatz 4, Satz 2 Folgendes geéndert:
Die Worter ,,Satz 3* werden durch die Worter ,,Satz 2 ersetzt.
2. Artikel 2 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 1 wird die Inhaltstbersicht des Abschnitts 5a wie folgt ge-
andert:

aa) In 21h werden die Worter ,,Geografische Beschrankung des Be-
triebs von unbemannten Fluggeraten® durch die Worter ,,Regelun-
gen fur den Betrieb von unbemannten Fluggeraten in geografi-
schen Gebieten nach der Durchflihrungsverordnung (EU)
2019/947* ersetzt.

bb) In § 21i wird das Wort ,,Ausnahmegenehmigung* durch das Wort
,»Genehmigung“ ersetzt.

b) In Nummer 4 wird § 21b Absatz 1 Satz 3 wie folgt geéndert:
Die Worter ,,Satz 2 und 3*“ werden durch die Worter ,,Satz 2“ ersetzt.

c) In Nummer 4 werden in § 21b Absatz 2 Satz 1 die Worter ,,sofern es
sich um den Betrieb von unbemannten Fluggeraten mit einer Startmasse
von weniger als 25 Kilogramm handelt gestrichen.

d) In Nummer 4 wird § 21f Absatz 1 wie folgt geéndert:

,.Der Betrieb von Flugmodellen durch Mitglieder von Luftsportver-
banden oder durch Mitglieder von in Luftsportverbdnden organisierten
Modellflugvereinen ist abweichend von den in der Durchfihrungsver-
ordnung (EU) 2019/947 festgelegten Anforderungen an den Betrieb
von unbemannten Fluggeraten zuléssig, sofern er unter Einhaltung ein-
schldgiger verbandsinterner Verfahren erfolgt, auf deren Grundlage
eine Genehmigung nach Artikel 16 der Durchfuhrungsverordnung (EU)
2019/947 in Verbindung mit § 21g erteilt worden ist. Dabei ist sicher
zu stellen, dass Fernpiloten die Bestimmungen von Punkt UAS.O-
PEN.060 Nummer 2 Buchstabe a bis d in Verbindung mit Nummer 4 in
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f)

9)

Teil A des Anhangs der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2019/947 ein-
halten.*

In Nummer 4 wird § 21f Absatz 5 Nummer 2 wie folgt geéndert:
Die Worter ,,Absatz 3“ werden durch die Worter ,,Absatz 2* ersetzt.

In Nummer 4 werden in § 21g Absatz 1 Nummer 1 und in § 21g Absatz
2 Nummer 1 jeweils das Wort ,,standardisierte* sowie in § 21g Absatz
3 das Wort ,,standardisierten” gestrichen.

In Nummer 4 wird § 21h wie folgt neu gefasst:

,»Regelungen fiir den Betrieb von unbemannten Fluggeréten in geogra-
fischen Gebieten nach der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2019/947

(1) Die Benutzung des Luftraums durch unbemannte Fluggeréte
ist frei, soweit sie nicht durch das Luftverkehrs-Gesetz, durch die zu
seiner Durchfuhrung erlassenen Rechtsvorschriften, durch im Inland
anwendbares internationales Recht, durch Rechtsakte der Europdischen
Union und die zu deren Durchflihrung erlassenen Rechtsvorschriften
beschrénkt wird.

(2) Der Betrieb von unbemannten Fluggeraten in den Betriebska-
tegorien ,,offen“ und ,,speziell“ nach den Artikeln 4 und 5 in Verbin-
dung mit Artikel 12 und 13 der Durchfiihrungsverordnung (EU)
2019/947 in geografischen Gebieten im Sinne des Artikels 15 Absatz 1
der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2019/947 bestimmt sich nach den
in Absatz 3 bis 7 getroffenen Regelungen.

(3) Der Betrieb in den nachfolgenden geografischen Gebieten ist
unter folgenden Voraussetzungen zuldssig:

1. Uber und innerhalb eines seitlichen Abstands von 1,5 Kilometern
von der Begrenzung von Flugplatzen, die keine Flughéfen sind,
wenn der Betrieb in der ,,speziellen* Kategorie stattfindet, oder die
Zustimmung der Luftaufsichtsstelle, der Flugleitung oder des Be-
treibers am Flugplatz eingeholt worden ist,

2. Uberund innerhalb eines seitlichen Abstands von 1000 Metern von
der Begrenzung von Flughafen sowie innerhalb einer seitlichen
Entfernung von weniger als 1000 Metern aller in beide An- und
Abflugrichtungen um jeweils 5 Kilometer verlangerten Bahnmit-
tellinien von Flughéfen, wenn der Betrieb in der ,,speziellen” Ka-
tegorie stattfindet,

3. Uber und innerhalb eines seitlichen Abstands von 100 Metern von
der Begrenzung von Industrieanlagen, Justizvollzugsanstalten,
Einrichtungen des Malregelvollzugs, militrischen Anlagen und
Organisationen, Anlagen der zentralen Energieerzeugung und
Energieverteilung, sowie Einrichtungen, in denen erlaubnisbe-
durftige Tatigkeiten der Schutzstufe 4 nach der Biostoffverord-
nung ausgelbt werden, wenn die zustandige Stelle oder der Betrei-
ber der Einrichtungen dem Betrieb des unbemannten Fluggerétes
ausdriicklich zugestimmt hat. Anlagen der zentralen Energieerzeu-
gung sind all diejenigen an das Verteilernetz angeschlossene Ener-
gieerzeugungsanlagen, die keine dezentrale Erzeugungsanlage im
Sinne des § 3 Nummer 11 EnWG sind,

4.  (ber und innerhalb eines seitlichen Abstands von 100 Metern von
Grundstucken, auf denen die Verfassungsorgane des Bundes oder
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der L&nder oder oberste und obere Bundes- oder Landesbehérden
oder diplomatische und konsularische Vertretungen sowie interna-
tionale Organisationen im Sinne des Volkerrechts ihren Sitz haben
sowie von Liegenschaften von Polizei und anderen Sicherheitsbe-
hoérden, wenn die zustandige Stelle oder der Betreiber der Einrich-
tungen dem Betrieb des unbemannten Fluggerates ausdriicklich
zugestimmt hat

5. Uber und innerhalb eines seitlichen Abstands von 100 Metern von
Bundesfernstrallen, Bundeswasserstraen und Bahnanlagen,

a) wenn im Falle eines Uberflugs von Bundesfernstraken oder
Bahnanlagen der Betrieb in der ,,speziellen” Kategorie statt-
findet und die besonderen Gefahren des Uberflugs von Bun-
desfernstralRen oder Bahnanlagen innerhalb der Risikobewer-
tung gemal Artikel 11 der Durchfiihrungsverordnung (EU)
2019/947 ausreichend beriicksichtigt wurden,

b) wenn die zustandige Stelle oder der Betreiber der Einrichtun-
gen dem Betrieb des unbemannten Fluggerates ausdricklich
zugestimmt hat,

c) wenn die Hohe des Fluggerates tber Grund stets kleiner ist
als der seitliche Abstand zur Infrastruktur und der seitliche
Abstand zur Infrastruktur stets gréBer als 10 Meter ist, oder

d) wennim Falle eines Uberflugs von BundeswasserstraRen das
Fluggerat mindestens 100 Meter Giber Grund oder Wasser be-
trieben wird, lediglich eine Querung auf dem kiirzesten Wege
erfolgt, und keine Schiffe und keine Schifffahrtsanlagen, ins-
besondere Schleusen, Wehre, Schiffshebewerke und Liege-
stellen, uberflogen werden,

6. Uber Naturschutzgebieten im Sinne des § 23 Absatz 1 des Bun-
desnaturschutzgesetzes, tiber Nationalparks im Sinne des § 24 des
Bundesnaturschutzgesetzes und tber Gebieten im Sinne des § 7
Absatz 1 Nummer 6 und 7 des Bundesnaturschutzgesetzes, wenn
die zustandige Naturschutzbehorde dem Betrieb ausdriicklich zu-
gestimmt hat, der Betrieb von unbemannten Fluggeraten in diesen
Gebieten nach landesrechtlichen Vorschriften abweichend gere-
gelt ist, oder, mit Ausnahme von Nationalparks,

a) wenn der Betrieb nicht zu Zwecken des Sports oder der Frei-
zeitgestaltung erfolgt,

b) in einer Hohe von mehr als 100 Metern stattfindet,

¢) der Fernpilot den Schutzzweck des betroffenen Schutzgebie-
tes kennt und diesen in angemessener Weise beriicksichtigt
und

d) die Luftraumnutzung durch den Uberflug tiber dem betroffe-
nen Schutzgebiet zur Erfullung des Zwecks fur den Betrieb
unumganglich erforderlich ist,

7.  Uber Wohngrundstiicken, wenn

a) der durch den Betrieb iber dem jeweiligen Wohngrundstlick
in seinen Rechten betroffene Eigentumer oder sonstige Nut-
zungsberechtigte dem Uberflug ausdriicklich zugestimmt hat,
oder
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b) die Startmasse des unbemannten Fluggerates bis zu 0,25 Ki-
logramm betrdgt und das unbemannte Fluggerat und seine
Ausriistung zu optischen und akustischen Aufzeichnungen
und Ubertragungen sowie zur Aufzeichnung und zur Uber-
tragung von Funksignalen Dritter nicht in der Lage sind, oder

c) der Betrieb in einer Flughthe von mindestens 100 Metern
stattfindet, und

aa) die Luftraumnutzung ber dem betroffenen Wohn-
grundstiick zur Erfiillung eines berechtigten Betriebs-
zwecks erforderlich ist, 6ffentliche Flachen oder Grund-
stiicke, die keine Wohngrundstiicke sind, fiir den Uber-
flug nicht genutzt werden kdnnen, und die Zustimmung
des Grundstiickseigentlimers oder sonstigen Nutzungs-
berechtigten nicht in zumutbarer Weise eingeholt wer-
den kann,

bb) alle Vorkehrungen getroffen werden, um einen Eingriff
in den geschiitzten Privatbereich und in das Recht auf
informationelle Selbstbestimmung der betroffenen Blir-
ger zu vermeiden. Dazu z&hlt insbesondere, dass in ihren
Rechten Betroffene regelméRig vorab zu informieren
sind,

cc) der Betrieb nicht zwischen 22:00 Uhr und 6:00 Uhr
Ortszeit stattfindet und

dd) nicht zu erwarten ist, dass durch den Betrieb Immissi-
onsrichtwerte nach Nummer 6.1 der Technischen Anlei-
tung zum Schutz gegen Larm Uberschritten werden,

8.  Uber Freibddern, Badestranden und ahnlichen Einrichtungen au-
Rerhalb der Betriebs- oder Badezeiten,

9. in Kontrollzonen, wenn eine Flugverkehrskontrollfreigabe gemar
8 21 eingeholt wurde,

10. (ber und innerhalb eines seitlichen Abstands von 100 Metern von
der Begrenzung von Krankenhdusern, wenn der Betreiber der Ein-
richtungen dem Betrieb des unbemannten Fluggerates ausdriick-
lich zugestimmt hat,

11. (ber und innerhalb eines seitlichen Abstands von 100 Metern von
Unfallorten und Einsatzorten von Behdrden und Organisationen
mit Sicherheitsaufgaben sowie tber mobilen Einrichtungen und
Truppen der Streitkréfte im Rahmen angemeldeter Manéver und
Ubungen, wenn der zustindige Einsatzleiter dem Betrieb zu-
stimmt.

(4) Uber die in Absatz 3 genannten Regelungen hinaus kann das
Bundesministerium flr Verkehr und digitale Infrastruktur oder eine von
ihm bestimmte Bundesbehérde weitere geografische Gebiete nach Ar-
tikel 15 Absatz 1 und 2 der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2019/947
festlegen und Einzelheiten zum Betrieb der unbemannten Fluggeréte
bestimmen. Satz 1 gilt auch fiir die Einrichtung von U-Space-Luftrau-
men gemal Durchfuhrungsverordnung (EU) 2021/664.
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(5) Das Bundesministerium fur Verkehr und digitale Infrastruk-
tur evaluiert gemeinsam mit dem Bundesministerium fiir Umwelt, Na-
turschutz und nukleare Sicherheit die in Absatz 3 Nummern 6 und 7
enthaltenen Bestimmungen fiir den Betrieb von unbemannten Flugge-
réten in entsprechend geschiitzten Gebieten insbesondere mit Blick auf
den Larmschutz sowie die Stoér- und Scheuchwirkung auf Tiere Uber
einen Zeitraum von zwei Jahren ab dem {einsetzen: Datum des Inkraft-
tretens nach Artikel 6 dieses Gesetzes} und danach alle vier Jahre. Das
Bundesministerium fir Verkehr und digitale Infrastruktur pruft ge-
meinsam mit dem Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit einen Anpassungsbedarf dieser Verordnung.

(6) Das Bundesministerium fur Verkehr und digitale Infrastruk-
tur evaluiert gemeinsam mit dem Bundesministerium der Justiz und fir
Verbraucherschutz die in Absatz 3 Nummer 7, 8 und 11 enthaltenen
Bestimmungen fur den Betrieb von unbemannten Fluggeraten in ent-
sprechend geschutzten Gebieten insbesondere mit Blick auf den Schutz
der durch den Betrieb in ihren Rechten betroffenen privaten Rechtstra-
ger tiber einen Zeitraum von zwei Jahren ab dem {einsetzen: Datum des
Inkrafttretens nach Artikel 6 dieses Gesetzes}.

(7) Das Bundesministerium fur Verkehr und digitale Infrastruk-
tur evaluiert die in Absatz 3 enthaltenen Bestimmungen flr den Betrieb
von unbemannten Fluggeraten insbesondere mit Blick auf wirtschaftli-
che und gesellschaftliche Aspekte Uber einen Zeitraum von zwei Jahren
ab dem {einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 6 dieses Ge-
setzes}.”

h)  In Nummer 4 wird § 21i wie folgt neu gefasst:

»Erteilung einer Genehmigung

(1) Firdiein 8§ 21h Absatz 2 und 3 genannten geografischen Ge-
biete kann die ortlich zustandige Luftfahrtbehorde des Landes Uber die
dort festgelegten Regelungen hinaus in begrindeten Fallen den Betrieb
von unbemannten Fluggeréten zulassen, wenn

1.  der beabsichtigte Betrieb und die Nutzung des Luftraums nicht zu
einer Gefahr fir die Sicherheit des Luftverkehrs oder zu einer Ge-
fahr flr die 6ffentliche Sicherheit oder Ordnung, insbesondere zu
einer Verletzung der Vorschriften iber den Datenschutz und Gber
den Natur- und Umweltschutz, fithren und

2. der Schutz vor Flugldrm angemessen bertcksichtigt ist.
§ 20 Absatz 5 gilt entsprechend.

(2) Die zustandige Luftfahrtbehorde des Landes bestimmt nach
pflichtgeméRem Ermessen, welche Unterlagen dem Antrag nach Ab-
satz 1 beigefligt werden missen. Sie kann insbesondere Folgendes ver-
langen:

1. den Nachweis, dass der Grundstickseigentiimer oder sonstige
Nutzungsberechtigte dem Betrieb zugestimmt hat,

2. das Gutachten eines Sachverstandigen tber die Eignung des Ge-
landes und desbetroffenen Luftraums fiir den Betrieb von unbe-
mannten Fluggeraten,
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3. weitere fachspezifische Bewertungen oder Gutachten, insbeson-
dere zum Natur- und L&rmschutz,

sofern diese Unterlagen fir die Priifung des Antrags im Einzelfall
jeweils erforderlich sind.

(3) Schutzvorschriften insbesondere des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes und des Bundesnaturschutzgesetzes, Rechtsvorschrif-
ten, die auf Grund dieser Gesetze erlassen worden sind oder fortgelten,
das Naturschutzrecht der L&nder sowie die Pflicht zur ordnungsgema-
Ben Flugvorbereitung im Sinne von Anhang SERA.2010 Buchstabe b
der Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 923/2012 bleiben unberiihrt.*

i)  In Nummer 4 wird 8 21j Absatz 2 wie folgt gedndert:

aa) Das Wort ,,Ausnahmegenehmigung“ wird durch das Wort ,,Ge-
nehmigung* ersetzt.

bb) Die Worter ,,Absatz 1* werden gestrichen.
j)  In Nummer 4 wird § 21k Absatz 2 Satz 1 wie folgt neu gefasst:

,»Die Regelungen der 8§ 21h und 21i gelten nicht fur den Betrieb von
unbemannten Fluggeraten durch oder unter Aufsicht von in Absatz 1
genannten Stellen.”

k)  In Nummer 5 werden in Nummer 17d die Worter ,,Absatz 1* durch die
Worter ,,Absatz 2* ersetzt.

) In Nummer 5 wird in Nummer 17e das Wort ,,Ausnahmegenehmigung*
durch das Wort ,,Genehmigung* ersetzt.

3. Artikel 4 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 3 a) — Nummer 16a — wird das Wort ,,Ausnahmegenehmi-
gung“ durch das Wort ,,Genehmigung* ersetzt.

b) In Nummer 3 ¢) — Nummer 39 — wird das Wort ,,Modellflugvereinen*
durch das Wort ,,Luftsportverbénden* ersetzt.

Berlin, den 5. Mai 2021

Der Ausschuss flr Verkehr und digitale Infrastruktur

Cem Ozdemir Daniela Wagner
Vorsitzender Berichterstatterin
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Bericht der Abgeordneten Daniela Wagner

A. Allgemeiner Teil

I.  Uberweisung

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/28179 in seiner 221. Sitzung am
15. April 2021 beraten und an den Ausschuss flr Verkehr und digitale Infrastruktur zur federfiihrenden Beratung
sowie an den Ausschuss flir Recht und Verbraucherschutz zur Mitberatung Giberwiesen. In seiner 223. Sitzung am
21. April 2021 hat er den Gesetzentwurf zusatzlich an den Ausschuss fir Erndhrung und Landwirtschaft zur Mit-
beratung Uberwiesen. Der Parlamentarische Beirat fiir nachhaltige Entwicklung hat sich gutachtlich beteiligt.

II.  Wesentlicher Inhalt der Vorlage

Die Durchfiihrungsverordnung (EU) 2019/947 ist mit den Regelungsbereichen des Abschnitts 5a der Luftver-
kehrs-Ordnung (LuftVVO) in groRen Teilen deckungsgleich und soll daher, aufgrund des Anwendungsvorrangs
des europdischen Rechts gegenlber den nationalen Vorschriften, aufgehoben werden. Abschnitt 5a der LuftvO
soll dahingehend neu gefasst werden, die Zustandigkeiten der Luftfahrtbehdrden fir die Aufgaben aus der Durch-
fuhrungsverordnung (EU) 2019/947 zu regeln. Ferner sollen die Betriebsbedingungen fur geografische UAS-Ge-
biete (UAS: unmanned aircraft system) sowie die VVorschriften tiber den Modellflug im Rahmen von Modellflug-
vereinen und Luftsportverbdnden entsprechend der nationalen Spezifika ausgestaltet werden. Gleichzeitig sollen
neue Gebuhrentatbestande in die Kostenverordnung der Luftfahrtverwaltung (LuftKostV) aufgenommen und die
zum bisherigen Abschnitt 5a der LuftVO geltenden Geblihrentatbestdnde angepasst werden.

Zur sprachlichen Abbildung des neuen integrierenden Ansatzes des EU-Rechts soll nun in den nationalen Rege-
lungen, die die Durchfiihrungsverordnung (EU) 2019/947 betreffen, der Oberbegriff ,,unbemanntes Fluggeréat*
verwendet werden. Hierunter fallen sowohl ,,Flugmodelle* als auch ,,unbemannte Luftfahrtsysteme®, die sich
dadurch unterscheiden, ob sie allein zu Zwecken des Sports oder der Freizeitgestaltung (dann Flugmodelle) oder
fiir sonstige, insbesondere gewerbliche, Zwecke (dann unbemannte Luftfahrtsysteme) eingesetzt werden.

Die Verwendung neuer Begrifflichkeiten betrifft aulerdem die am Betrieb beteiligten Personen und die geforder-
ten Befédhigungsnachweise beziehungsweise die Erlaubnisse zum Betrieb. Im Einklang mit der Durchfiihrungs-
verordnung sollen der Begriff des ,,Fernpiloten, des ,,Fernpiloten-Zeugnisses* sowie des ,,Kompetenznachwei-
ses* in die nationale Gesetzgebung Gibernommen werden.

lll. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschisse

Der Ausschuss fur Recht und Verbraucherschutz hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/28179 in seiner
148. Sitzung am 5. Mai 2021 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD
gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, FDP, DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN dessen Annahme
in der Fassung des Anderungsantrags der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Ausschussdrucksache
19(15)497.

Den Anderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Ausschussdrucksache 19(15)497 hat der Aus-
schuss mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen FDP und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD und DIE LINKE. angenommen.

Den EntschlieBungsantrag der Fraktion der FDP auf Ausschussdrucksache 19(15)499 hat der Ausschuss mit den
Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die Stimmen der Fraktion der
FDP bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD und DIE LINKE. abgelehnt.
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Den EntschlieBungsantrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN auf Ausschussdrucksache 19(15)493 hat
der Ausschuss mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen die Stimmen der Frak-
tionen DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN abgelehnt.

Der Ausschuss flr Erndhrung und Landwirtschaft hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/28179 in seiner
82. Sitzung am 5. Mai 2021 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen
die Stimmen der Fraktionen FDP, DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bei Stimmenthaltung der Frak-
tion der AfD dessen Annahme in der Fassung des Anderungsantrags der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf
Ausschussdrucksache 19(15)497.

Den Anderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Ausschussdrucksache 19(15)497 hat der Aus-
schuss mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen FDP und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD und DIE LINKE. angenommen.

Den EntschlieRungsantrag der Fraktion der FDP auf Ausschussdrucksache 19(15)499 hat der Ausschuss mit den
Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die Stimmen der Fraktion der
FDP bei Stimmenenthaltung der Fraktionen AfD und DIE LINKE. abgelehnt.

Den EntschlieBungsantrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN auf Ausschussdrucksache 19(15)493 hat
der Ausschuss mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen die Stimmen der Frak-
tionen DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN abgelehnt.

Der Parlamentarische Beirat fur nachhaltige Entwicklung hat sich mit dem Gesetzentwurf auf Drucksache
19/28179 in seiner 74. Sitzung am 24. Marz 2021 befasst und eine Nachhaltigkeitsrelevanz festgestellt. Da die
Darstellung der Nachhaltigkeitspriifung nicht plausibel sei, hat der Parlamentarische Beirat fiir nachhaltige Ent-
wicklung gegeniiber dem Bundesministerium fir Verkehr und digitale Infrastruktur eine Prifbitte geduRert und
nachgefragt, warum der Bezug zur Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie in Bezug auf:

—  Leitprinzip 1 - Nachhaltige Entwicklung als Leitprinzip konsequent in allen Bereichen und bei allen Ent-
scheidungen anwenden,

—  Leitprinzip 4 — Nachhaltiges Wirtschaften stéarken,
—  SDG 3 - Gesundheit und Wohlergehen,

—  SDG 9 - Industrie, Innovation und Infrastruktur,

— Indikatorenbereich 11.2 — Mobilitét,

— Indikatorenbereich 13.1 — Klimaschutz,

— Indikator 3.2.a — Emissionen von Luftschadstoffen

fehle und welche konkreten Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung in diesem Bereich zu erwarten seien
(Ausschussdrucksache 19(26)107(neu)-10).

Die Antwort des Bundesministeriums fir Verkehr und digitale Infrastruktur ist der Ausschussdrucksache
19(26)107(neu)-10-A zu entnehmen.

IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federfihrenden Ausschuss

Der Ausschuss fur Verkehr und digitale Infrastruktur hat in seiner 105. Sitzung am 24. Médrz 2021 die Durch-
flihrung einer 6ffentlichen Anhdrung beschlossen und diese in seiner 109. Sitzung am 19. April 2021 durchge-
fihrt. Die Anhérungsteilnehmer haben dazu schriftliche Stellungnahmen abgegeben, die in der Zusammenstel-
lung auf Ausschussdrucksache 19(15)480-A-H enthalten sind.

Folgende Sachverstédndige haben an der Anhdrung teilgenommen:
—  Felix Gottwald, Verkehrspilot, ATS- und UAS-Experte der Vereinigung Cockpit

—  Prof. Dr.-Ing. Florian Holzapfel, Technische Universitdt Miinchen,
Lehrstuhl fir Flugsystemdynamik
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—  Dr. Robin Kellermann, Projektleiter ,,The Sky is the Limit* (Sky Limits),
Technische Universitat Berlin und Wissenschaft im Dialog (WiD)

—  PD Dr. Thomas Kirschstein, Martin-Luther-Universitat Halle-Wittenberg,
Lehrstuhl flr Produktion & Logistik

—  Stefan Klett, Prasident des Deutschen Aero Club e. V.
—  Dario Manns, FAIRFLEET GmbH, CIO/Co-Founder

—  Prof. Dr.-Ing. Dieter Moormann, RWTH Aachen University,
Lehrstuhl und Institut fur Flugsystemdynamik (FSD)

—  Hans Schwagerl, Prasident des Deutschen Modellflieger Verbandes e. V. (DMFV)
Wegen des Inhalts der Anhdrung wird auf das Wortprotokoll der 109. Sitzung verwiesen.

Der Ausschuss hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/28179 in seiner 112. Sitzung am 5. Mai 2021 abschlie-
Rend beraten.

Die Fraktionen der CDU/CSU und SPD haben zu dem Gesetzentwurf einen Anderungsantrag auf Ausschuss-
drucksache 19(15)497 eingebracht, dessen Inhalt sich aus der Beschlussempfehlung und Abschnitt B des vorlie-
genden Berichts ergibt.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN hat einen EntschlieBungsantrag auf Ausschussdrucksache
19(15)493 folgenden Inhalts eingebracht:

Entschliefungsantrag

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung nationaler Regelungen an die Durchfiihrungsverordnung (EU) 2019/947
der Kommission vom 24. Mai 2019 (iber die Vorschriften und Verfahren fir den Betrieb unbemannter Luftfahr-
zeuge, Drucksache 19/28179

der Arbeitsgruppe Verkehr und digitale Infrastruktur der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Der Ausschuss wolle dem Plenum des Deutschen Bundestags folgende Entschlieung zur Annahme empfehlen:
I. Der Deutsche Bundestag stellt fest:

Mit zivilen Drohnen und Flugtaxis kommt eine neue Verkehrssparte in Kombination mit der Eréffnung einer drit-
ten Verkehrsebene auf uns zu. Entwickelt sich der Markt entsprechend den Erwartungen der Branche, bedeutet
das eine historische Zasur in der Nutzung des 6ffentlichen Raums. Es geht um nichts Geringeres als die Bewirt-
schaftung des aufRert sensiblen untersten Luftraums.

Mit der Aussicht auf einen massenhaften Einsatz unbemannter Luftfahrzeugsysteme muss die Frage nach dem
Mehrwert des neuen Geschéftsfelds fir die Gesellschaft, fur die Mobilitatswende, die Losung des Klimaproblems
des Verkehrssektors und fur die Lebensqualitat der Menschen gestellt werden. Es gibt eine Vielzahl hoch sinnvol-
ler Anwendungen, wie beispielsweise im Sicherheitsbereich, bei der Kartographie und Vermessung, der Uber-
prifung von Infrastruktur und Bauwerken, dem Transport medizinischer Produkte oder auch der Belieferung
abgelegener Gegenden. Fur Sparten wie dem Gliter- und Personentransport, die kiinftig im stédtischen Bereich
die eigentliche Masse des Verkehrs generieren sollen, ist es aber bisher nicht gelungen, die zentrale Fragen nach
dem Mehrwert fir Gesellschaft und Klima {iberzeugend zu beantworten. Entsprechend bestétigen auch Umfragen
seit Jahren immer wieder aufs Neue, dass die Bevolkerung einer solchen Entwicklung skeptisch bis ablehnend
gegentibersteht.

Es zeichnet sich ab, dass die Energiebilanz von Beférderungsleistungen durch Drohnen im stadtischen Umfeld
gegentiiber dem Bodenverkehr unguinstig ausfallt. Der Nachweis, dass dieses Geschaftsfeld einen Beitrag zur L6-
sung der massiven Klimaprobleme des Verkehrssektors leisten kann, wurde bisher nicht erbracht.

Es ist bekannt, dass Menschen auf Verkehr, der tber ihren Kdpfen stattfindet, besonders sensibel reagieren. So
hat z.B. Fluglarm bei gleicher Larmbelastung umfangreichere gesundheitliche Auswirkungen als andere Umge-
bungslarmquellen. Bei Drohnenflugbetrieb im untersten Luftraum treten neben dem Larm weitere Probleme wie
die mogliche Verletzung der Privatsphére und ein allgemeines Gefuhl der Bedrohung oder Bel&stigung hinzu.
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Unter anderem eine Umfrage von Sky Limits, einem vom Ministerium fur Bildung und Forschung geforderten
Projekt der TU Berlin zeigt, dass derartige Sorgen weit verbreitet sind und sich entsprechend die Akzeptanz fir
die Erbringung von Beférderungsleistungen durch Drohnen in engen Grenzen hélt.

Angesichts dessen ist es verniinftig, dem neuen Geschaéftsfeld nicht alle Schleusen zu 6ffnen, sondern sorgféaltig
abzuwagen, fiir welchen Zweck wann und wo geflogen werden darf. Dabei geht es selbstverstandlich zuallererst
um die Sicherheit in der Luft und auf dem Boden. Zugleich muss es aber auch triftige Griinde dafiir geben, wenn
Menschen Fliige tiber ihren Kdpfen und im untersten Luftraum hinnehmen sollen.

I1. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf,

1. darzulegen, welche Drohnenanwendungen einen echten Beitrag zur Energieeinsparung und zur Lésung der
massiven Klimaprobleme des Verkehrssektors leisten kénnen;

2. mit Blick auf die Lebensqualitét der Menschen zu gewichten, welche Drohnenanwendungen einen Flugbetrieb
im auRerst sensiblen untersten Luftraum und iber bewohntem Gebiet rechtfertigen;

3. festzuhalten, dass wirtschaftliche Interessen allein keinen Rechtfertigungsgrund fiir Drohnenfliige im untersten
Luftraum Uber bewohntem Gebiet und Uber Naturschutzgebieten darstellen;

4. entsprechend 1. bis 3. im Einvernehmen mit dem Umweltministerium allgemeine Vorgaben bezuglich der Ge-
nehmigung von Uberfliigen tiber bewohntem Gebiet zu machen;

5. festzulegen, dass die Larmbelastung in der Umgebung der Landeplatze und unter den kiinftigen Drohnenflug-
routen deutlich unter der Schwelle zur Gesundheitsschadlichkeit von Luftverkehr liegen missen, wie sie von der
WHO im Jahr 2018 definiert wurde;

6. um der Willkiir vorzubeugen zu definieren, welcher Aufwand fiir den Drohnenbetreiber oder die -betreiberin
als zumutbar gilt, wenn die Erlaubnis der Betroffenen fir Uberfllige Uber deren Wohngrundstlicke eingeholt wer-
den muss;

7. anders als im vorliegenden Gesetzentwurf, der keinerlei Abstand vorsieht, fir Drohnenfliige einen seitlichen
Abstand von 100 Metern zu Wohngrundstiicken vorzuschreiben;

8. alle Wohngrundstiicke als Geographische Gebiete im Sinne von Flugverbots- oder Beschrénkungszonen in die
(elektronischen) Karten fur Drohnenpilotinnen und -piloten aufzunehmen;

9. Vorkehrungen zu treffen, dass VerstdlRe gegen Flugverbote tiber Wohngrundstlicken und Naturschutzgebieten
von berufener Seite erkannt und geahndet werden und die Aufgabe des Detektierens und Meldens nicht der Wohn-
bevélkerung zuzumuten;

10. dafuir Sorge zu tragen, dass kinftig fir den Drohnenbetrieb anfallende Flugsicherungskosten und die Kosten
flr Errichtung und Betrieb von Flugsicherungsvorrichtungen von den Drohnenbetreibern vollstandig getragen
werden;

11. sich in der EU fiir verpflichtende technische/elektronische Vorrichtungen an den Drohnen flr ein Geofencing
einzusetzen, das den Einflug in Flugverbotszonen verhindert, sofern keine Einflugerlaubnis vorliegt, und in Folge
unter anderem alle Wohngrundstiicke in das Geofencing einzubeziehen;

12. bei der EU fiir geeignete Messmethoden und Parameter fur die Festlegung von Drohnenlédrm-Grenzwerten
einzutreten und deren Entwicklung zu unterstitzen;

13. und sich bei der EU flr strenge Larmgrenzwerte bei der Zulassung aller Drohnenklassen einzusetzen.
Berlin, 04.05.2021

Die Fraktion der FDP hat einen EntschlieBungsantrag auf Ausschussdrucksache 19(15)499 folgenden Inhalts
eingebracht:

EntschlieBungsantrag

Der Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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zum Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung nationaler Regelungen an die Durchfiihrungsverordnung (EU)
2019/947 der Kommission vom 24. Mai 2019 Uber die Vorschriften und Verfahren fir den Betrieb unbemannter
Luftfahrzeuge

- Drucksache 19/28179
Der Ausschuss fiir Verkehr und Digitale Infrastruktur wolle beschlieR3en:
I. Der Ausschuss fur Verkehr und digitale Infrastruktur stellt fest:

Die unbemannte Luftfahrt mittels Cargodrohnen und Flugtaxis ist ein vielversprechender Wirtschaftszweig, der
sich immer schneller weiterentwickelt. Unmanned Aircraft Systems (UAS) sind langst keine Spielzeuge mehr,
sondern Werkzeuge mit vielfaltigen Einsatzbereichen. So beschéftigt die sogenannte Drone Economy in Deutsch-
land bereits rund 10.000 Arbeitnehmer, die mit innovativen Lésungen in Landwirtschaft, Gesundheit, Verkehr,
Logistik und vielen weiteren Bereichen Wertschopfung und Wohlstand in Deutschland schafft. Das weitere Po-
tenzial des Marktes ist gewaltig und wird auf 90 Mrd. Euro in den n&chsten zehn Jahren bis hin zu etwa 1,5
Billionen Euro bis zum Jahr 2040 geschatzt.

Eine besondere Relevanz bringt die Drone Economy flir den Wirtschaftsstandort Deutschland mit. Sie fiihrt die
hochinnovative Grinderszene mit Universitaten, Forschungseinrichtungen, Softwareentwicklern, der Kommuni-
kationsbranche und der klassischen Luftfahrtindustrie zusammen und erzeugt dadurch wichtige Synergieeffekte.
Deswegen muss es Ziel sein, dieses Potenzial zu heben und Deutschland langfristig als Leitmarkt fir unbemannte
Luftfahrtsysteme zu etablieren. Hierfur ist allerdings die unbirokratische Anwendung und Nutzung von UAS ein
zentraler Bestandteil, ohne den dieses Ziel nicht erreicht werden wird.

Die Europaische Kommission hat mit der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2019/947 vom 24. Mai 2019 (ber die
Vorschriften und Verfahren fir den Betrieb unbemannter Luftfahrzeuge gute Rahmenbedingungen fiir eine er-
folgreiche europdische Drone Economy geschaffen. Diese muss nun in nationales Recht tberfiihrt werden. Dazu
bedarf es einerseits eines Genehmigungsverfahrens, der die Anwendung und Nutzung von UAS vor allem flr
kommerzielle Zwecke einfach und unblrokratisch ermdéglicht. Andererseits sollten Flugverbotszonen nur dort
ausgewiesen werden, wo tatsachlich Gefahr fur Mensch und Umwelt besteht.

I1. Der Ausschuss flr Verkehr und digitale Infrastruktur fordert die Bundesregierung auf,

1. die Zustandigkeit fur alle Betriebserlaubnisse der ,,speziellen* Kategorie dem Luftfahrt-Bundesamt zuzuwei-
sen, um ein bundesweit einheitliches Genehmigungsverfahren zu garantieren;

2. die in der Luftverkehrsverordnung vorgesehenen Regelungen und Beschrankungen fiir den Betrieb unbemann-
ter Flugobjekte streng am europaischen Recht auszurichten;

3. die von der Européischen Kommission vorgenommene Kategorisierung in “offen", "speziell” und "zulassungs-
pflichtig” nicht mit weiteren Regeln zu ergéanzen;

4. Pilotregionen und Pilotprojekte in Deutschland zu definieren, bei denen offenere Regelungen fiir die Erprobung
von Drohnen und Flugtaxis gelten kénnen.

Begriindung

Deutschland soll Leitmarkt fir unbemannte Luftfahrt werden. Damit einher geht unweigerlich die Mdoglichkeit
der Nutzung von UAS ohne (iberbordende Biirokratie. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung leistet dies aller-
dings nicht. Im Gegenteil werden unnétige biirokratische Hiirden und Verbote fiir die Nutzer von UAS geschaffen.
Dabei stellt der européische Rahmen bereits eine Uberaus solide Grundlage fiir den sicheren Betrieb unbemannter
Luftfahrzeugsysteme dar. Zu Recht hat der Bundesrat in seiner Stellungnahme zum Gesetzentwurf empfohlen, die
geplanten Anderungen der LuftVO insgesamt zu streichen.

Die Bundesregierung hat sich 2020 in ihrem Aktionsplan ,,Unbemannte Luftfahrtsysteme und innovative Luft-
fahrtkonzepte* klar dazu bekannt, in Deutschland einen Leitmarkt fiir die Nutzung unbemannter Luftfahrtsysteme
etablieren zu wollen. Diesem Anspruch wird der Gesetzesentwurf der Bundesregierung nicht gerecht. Denn durch
die Plane der Bundesregierung wiirden sogenannte geographische Gebiete geschaffen werden, die UAS-Anwen-
dungen systematisch unterdriicken. Mit insgesamt 37 Verboten (vgl. § 21h Absatz 1 und 2 des Entwurfs der
LuftvO) wirden die Erbringung von nutzlichen Dienstleistungen mit unbemannten Fluggeraten zum Wohl der
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Gesellschaft erschwert, verhindert oder unwirtschaftlich gemacht werden. Daran &ndern auch die teilweisen Er-
laubnisvorbehalte und Ausnahmebestimmungen nichts. Die geltenden Flugverbotszonen, insbesondere in Bezug
auf Wohngebiete, bestimmte Industrieanlagen und Einsatzorte von Polizei und Rettungskrafte sind entsprechend
anzupassen, da sie den nutzbringenden Einsatz von UAS in unndétiger Weise verhindern. Dabei sollte die Bundes-
regierung sich nicht von Stigmatisierungen leiten lassen (Ausspahen, Ausforschung, Irritierung, Behinderung,
Natur- und Umweltfeindlichkeit), sondern die positiven Aspekte von UAS im Blick haben (ressourcenschonend,
umweltfreundlich, emissionsarm im Gegensatz zur bemannten Luftfahrt). Die Regelungen in § 21h Abs. 1 und 2
des Entwurfs der LuftVO sind daher noch einmal auf den Prifstand zu stellen und im Lichte einer wirklich an-
wenderfreundlichen Regulatorik abzumildern. Anders wird sich ein deutscher Leitmarkt fiir unbemannte Luft-
fahrtsysteme nicht etablieren.

Die von der Europaischen Kommission vorgenommene Kategorisierung anhand einer Risikobewertung in "of-
fen", "speziell" und "zulassungspflichtig" darf nicht weiter geregelt werden. Ansonsten wird die LuftVO eine fach-
gerechte Beurteilung beschneiden oder mit kritischen Vorgaben versehen. Besonders die Nutzung von UAS in der
"offenen™ und in der ,,speziellen** Kategorie haben in diesem Zusammenhang enormes Potenzial fiir kommerzielle
Anwendungen und haben nichts mit der Drohnennutzung als Freizeitvergniigen gemein.

Dartiber hinaus plant die Bundesregierung einen birokratischen Flickenteppich, der die kluge und effiziente An-
wendung von UAS ver- und behindert. Anstatt eine dezentrale Behtrdenstruktur fir die Genehmigung von Be-
triebserlaubnissen der ,,speziellen** Kategorie beim Luftfahrt-Bundesamt (LBA) anzusiedeln, sollen die Landes-
luftfahrtbehdrden diese Aufgabe Ubernehmen. Dabei heifit es explizit im Gesetzentwurf, dass ohne den Aufbau
eines behdrdeneigenen (Spezial-)Fachwissens der Prifungsaufwand ,,kiinftig kaum sachgerecht zu bewerkstelli-
gen sein“ wird. Auch wird darauf hingewiesen, dass es fur die Landesluftfahrtbehérden schwierig werden konnte,
,.eigenes geeignetes Fachpersonal dauerhaft aufzubauen, zumal nicht sicher ist, ob dieses in entsprechender Zahl
und Qualifikation auf dem Arbeitsmarkt verfiigbar ware*.

Momentan werden von der Bevélkerung lediglich Transportdrohnen fir medizinische Zwecke akzeptiert. Ange-
sichts der Vielféltigen Anwendungsmdglichkeiten wie z.B. Flugtaxis kann hier fir mehr Akzeptanz gesorgt wer-
den. Dafiir wird es zumindest fiir eine Ubergangsphase auch erforderlich sein, Pilotregionen und Pilotprojekte
in Deutschland zu ermdglichen, bei denen offenere Regelungen fiir die Erprobung von Drohnen und Flugtaxis
gelten. Solche Projekte kbnnen einen entscheidenden Beitrag dazu leisten, der Bevolkerung zu zeigen, dass die
unbemannte Luftfahrt in vielen Lebensbereichen einen groRen Nutzen hat.

Die Fraktion der CDU/CSU erklarte, dass sie mit dem Anderungsantrag der Koalitionsfraktionen noch einige
Verbesserungen des Gesetzentwurfes erzielt habe. So gebe es im Hinblick auf den Einsatz von Drohnen keine
strikte Verbotshaltung mehr. Man wolle diese wichtige und zukunftsweisende Technologie férdern und ermdgli-
chen und dabei aber entsprechende Grenzen aufzeigen. Zudem sei die Situation fiir die Modellflieger verbessert
worden, sowohl flr das klassische Flugmodell, als auch fiir Segelflug und Flugsportvereine. Im Hinblick auf die
diesbeziiglichen Genehmigungsverfahren habe man erreicht, dass die Genehmigung entweder beim Luftfahrtbun-
desamt oder den Landesluftfahrtbehtrden eingeholt werden kdnne, was mit Sicherheit bei den Landern auf Ak-
zeptanz stoRe. Mit dem Gesetzentwurf habe man das deutsche Recht an die EU-Gesetzgebung angepasst. Man
begriiRe die Zielsetzung, den flachendeckenden Einsatz von Drohnen leichter, schneller und sicherer zu machen
und gleichzeitig Innovationen zu férdern, sowie ein hohes Schutzniveau fiir Menschen, die Natur und die 6ffent-
liche Sicherheit beizubehalten.

Die Fraktion der SPD betonte, dass man ein Air Traffic Management-System brauche, wenn der Luftraum durch
den Einsatz von Drohnen dichter werde. Die ,,U-space regulation sei auf européischer Ebene bereits formuliert
und misse dann in einem nédchsten Schritt in das Luftraumsystem Deutschlands integriert werden. Drohnen er-
setzten mehr und mehr Helikopter, deren Spritverbrauch pro Stunde zwischen 100 und 800 Litern liege. Ein Liter
dieses Sprits erzeuge 3,14 Kilogramm CO. Bei gleichem Einsatzszenario verbrauche eine mittelschwere Drohne
ungeféhr 100 Watt/Stunde. Das seien rund 40 Gramm CO,. Den Unterschied miisse man sich klarmachen und
erkenne dann die 6kologische Dimension dieser Systeme. Man rede hier nicht iber Spielzeug, sondern iber kom-
merzielle Einsétze und einen milliardenschweren Zukunftsmarkt, wofir dieses Gesetz wichtig sei.

Die Fraktion der AfD bezog sich auf eine Studie der Bundesstelle fiir Luftunfalluntersuchung tiber Ann&herung
und Kollision von Luftfahrzeugen im deutschen Luftraum. Zwischen 2010 und 2015 seien insgesamt 490 Ereig-
nisse gemeldet worden, die sich alle im Sichtflugbereich ereignet hatten. Im Interesse der Flugsicherheit gelte
somit, bemannte und unbemannte Luftfahrzeuge in sicherem, horizontalem oder vertikalem Abstand voneinander
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zu halten und gleichzeitig das Drohnenfliegen nicht unnétig zu biirokratisieren. Es sei unverstandlich, warum bei
Flugsystemen mit einem maximalen Abfluggewicht unter 25 Kilo die Landesluftfahrtbehdrde des Bundeslandes
des Betreibers flr die Genehmigung zusténdig sei und beim Einbau einer etwas schwereren Kamera das Luft-
fahrtbundesamt. Das Gesetz schaffe neue Probleme und Unsicherheiten, ohne dass es die bestehenden Ise. Der
Vorrang der EU kollidiere mit dem Foderalismus und den praktischen Erfahrungen. Man lehne dieses Gesetz
deshalb ab und warne ausdricklich vor den Folgen fiir die Flugsicherheit.

Die Fraktion der FDP fiihrte aus, dass das Gesetz laut Expertenmeinung aus der Anhérung vollkommen untaug-
lich sei. Die Koalitionsfraktionen hatten zwar Verbesserungen am Gesetzentwurf vorgenommen. Wenn man aber,
bis auf wenige Ausnahmen, aus Verboten Gebote mache, dann klinge das von der Intention zwar anders, das
Ergebnis sei aber das Gleiche. Im Genehmigungsverfahren bei Bund und L&ndern seien keinerlei Verbesserungen
zu sehen. Man werde also 16 Behorden haben, die sich um die Genehmigung der speziellen Kategorie kiimmern
und sich bei komplexen Verfahren an das Luftfahrtbundesamt wenden werden, was zu einem birokratischen
Wahnsinn fiihre. Andere Lander, wie Osterreich und Tschechien, hatten gezeigt, wie man mit einer sehr schlanken
Verordnung diesen wichtigen Wirtschaftszweig unterstiitzen konne. Das sehe der Entwurf der Regierungsfrakti-
onen leider nicht vor.

Die Fraktion DIE LINKE. duBerte, dass sie das angeschlagene Tempo bei der Integration von Drohnen in den
Luftraum fiir zu hoch halte. Ein hoher Sicherheitsstandard sei vor allem durch eine schrittweise Integration zu
erreichen. Aus industriepolitischer Sicht werde ein anderer Weg gewahlt, ohne dass es ein Air Traffic Manage-
ment-System fur unbemannte Flugobjekte gebe, das mit den klassischen fiir den Luftverkehr bestehenden Air
Traffic Management-Systemen kompatibel sei. Hinzu komme, dass man das Argument der Einhaltung von Kili-
mazielen nochmal vor dem Hintergrund der Entwicklung des Drohneneinsatzes berpriifen miisse. Beim Umwelt-
und Emissionsschutz habe keine ausgleichende Wiirdigung der Probleme stattgefunden. Das gelte vor allen Din-
gen fiir die Larmbelastigung in niedrigen Flughthen. Auch die Einhaltung der Richtwerte der TA L&rm sei nicht
vollstiandig eingepflegt. Der Gesetzentwurf sei, insbesondere hinsichtlich der Anderung der Luftverkehrs-Ord-
nung, schwer lesbar und zu unbestimmt. Daher werde man den Gesetzentwurf in dieser Form ablehnen.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN wies darauf hin, dass man hier vor einer Innovation stehe. Es gehe
um nichts Geringeres als die Bewirtschaftung des duRerst sensiblen, untersten Luftraumes, was man nicht generell
ablehne. Es gebe viele sinnvolle Anwendungen, zum Beispiel im Sicherheitsbereich, bei der Uberpriifung von
Infrastrukturen, beim Transport medizinischer und eilbedirftiger Produkte oder auch bei der Belieferung abgele-
gener, unwegsamer Gegenden. Man musse allerdings auch fragen, wo der Mehrwert dieses neuen Geschéftsfeldes
fur die Gesellschaft liege. Menschen reagierten sehr empfindlich und empfénden das Gefiihl der Bedrohung und
der Belastigung. Deswegen habe man den Eindruck, dass diesen Aspekten, insbesondere auch vor allem fiir die
schwerste Drohnenklasse, noch nicht ausreichend Rechnung getragen sei. Den Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung werde man ablehnen.

Der Ausschuss hat den Anderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Ausschussdrucksache
19(15)497 mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen FDP und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD und DIE LINKE. angenommen.

Den EntschlieBungsantrag der Fraktion der FDP auf Ausschussdrucksache 19(15)499 hat der Ausschuss mit den
Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN gegen die Stimmen der Fraktion der
FDP bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD und DIE LINKE. abgelehnt.

Den EntschlieRungsantrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN auf Ausschussdrucksache 19(15)493 hat
der Ausschuss mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen die Stimmen der Frak-
tionen DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN abgelehnt.

Der Ausschuss fur Verkehr und digitale Infrastruktur empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der
CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, FDP, DIE LINKE. und BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/28179 in der gednderten Fassung anzunehmen.
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B. Besonderer Teil
Begriindung zum Anderungsantrag
Zu Nummer 1 (Artikel 1 Anderung des Luftverkehrsgesetzes)
Zu Buchstabe a) (8 31 Absatz 2 Nummer 16b, 16c und 16d — neu — Luftverkehrsgesetz)
Zu Buchstabe aa) (§ 31 Absatz 2 Nummer 16b — neu — Luftverkehrsgesetz)

Es soll bei der Erteilung von Betriebsgenehmigungen in der Betriebskategorie ,,speziell” keine Unterscheidung
gemacht werden, ob das unbemannte Fluggerat ein Gewicht von (iber oder unter 25 Kilogramm hat. Die Zustén-
digkeit soll grundsétzlich bei den Bundeslandern liegen. Diese sollen entscheiden kdnnen, ob sie die Erteilung
von Betriebsgenehmigungen in der Betriebskategorie ,,speziell* selber Gibernehmen oder ob sie die Aufgabe dem
Luftfahrt-Bundesamt tbertragen.

Die Anderung bezweckt zudem mehr Biirgerfreundlichkeit, da der Biirger seine Antrage nur bei den Landesluft-
fahrtbehdrden zu stellen braucht, unabhéngig davon, welches Gewicht seine unbemannte(n) Fluggerate haben.

Zu Buchstabe bb) (8§ 31 Absatz 2 Nummer 16¢ — neu — Luftverkehrsgesetz)

Da die neuen Anderungen der Luftverkehrs-Ordnung von einem Erlaubnistatbestand und nicht mehr von einem
Verbotstatbestand ausgehen (vgl. 8 21h — neu — Luftverkehrs-Ordnung), ist der Begriff ,,Ausnahmegenehmigun-
gen* nicht mehr passend. Auch im Rahmen des § 21i — neu — Luftverkehrs-Ordnung wird nicht mehr der Begriff
Ausnahmegenehmigung, sondern Genehmigung verwendet.

Zu Buchstabe cc) (8 31 Absatz 2 Nummer 16d — neu — Luftverkehrsgesetz)

Der Verweis auf Artikel 16 der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2019/947 ist an dieser Stelle falsch, da Artikel
16 der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2019/947 von einer Zustédndigkeit des Luftfahrt-Bundesamtes ausgeht. 8
31 Absatz 2 Nummer 16d Luftverkehrsgesetz soll allerdings die Zustandigkeit der Lander bestimmen, weshalb
im Rahmen der Nummer 16d auf § 21f der Luftverkehrs-Ordnung verwiesen werden muss.

Zu Buchstabe b) (§ 66a Absatz 4, Satz 2 — neu — Luftverkehrsgesetz)

Redaktionelle Anderung: Es gibt in § 66a Absatz 3 Luftverkehrsgesetz keinen Satz 3.

Zu Nummer 2 (Artikel 2 Anderung der Luftverkehrs-Ordnung)

Zu Buchstabe a) (Inhaltstibersicht des Abschnitts 5a — neu — Luftverkehrs-Ordnung)
Zu Buchstabe aa)

Redaktionelle Anderung der Uberschrift des § 21h — neu — Luftverkehrs-Ordnung (vgl. unten) und dadurch der
Inhaltsiibersicht des Abschnitts 5a Luftverkehrs-Ordnung.

Zu Buchstabe bb)

Redaktionelle Anderung der Uberschrift des § 21i — neu — Luftverkehrs-Ordnung (vgl. unten) und dadurch der
Inhaltsiibersicht des Abschnitts 5a Luftverkehrs-Ordnung.

Zu Buchstabe b) (§ 21b Absatz 1 Satz 3 — neu — Luftverkehrs-Ordnung)
Redaktionelle Anderung: Es gibt in § 21a Absatz 2 — neu — Luftverkehrs-Ordnung keinen Satz 3.
Zu Buchstabe c) (8§ 21b Absatz 2 Satz 1 — neu — Luftverkehrs-Ordnung)

Es soll bei der Erteilung von Betriebsgenehmigungen in der Betriebskategorie ,,speziell” keine Unterscheidung
gemacht werden, ob das unbemannte Fluggeréat ein Gewicht von tber oder unter 25 Kilogramm hat. Die Zustan-
digkeit soll grundsatzlich bei den Bundeslédndern liegen. Diese sollen entscheiden kénnen, ob sie die Erteilung
von Betriebsgenehmigungen in der Betriebskategorie ,,speziell* selber iibernehmen oder ob sie die Aufgabe dem
Luftfahrt-Bundesamt tiberlassen.

Die Anderung bezweckt zudem mehr Biirgerfreundlichkeit, da der Biirger seine Antrage nur bei den Landesluft-
fahrtbehdrden zu stellen braucht, unabhéngig davon, welches Gewicht seine unbemannte(n) Fluggerate haben.
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Zu Buchstabe d) (§ 21f Absatz 1 — neu — Luftverkehrs-Ordnung)
Redaktionelle Anderungen.
Zu Buchstabe e) (§ 21f Absatz 5 Nummer 2 — neu — Luftverkehrs-Ordnung)

Redaktionelle Anderung, da in § 21f Absatz 3 Luftverkehrs-Ordnung, auf den urspriinglich verwiesen wurde,
keine zu erfullenden Voraussetzungen flr einen Antrag auf Erlaubnis genannt werden. Diese werden in § 21f
Absatz 2 Luftverkehrs-Ordnung genannt.

Zu Buchstabe f) (8 21g Absatz 1 Nummer 1, § 21g Absatz 2 Nummer 1 und § 21g Absatz 3 — neu — Luftver-
kehrs-Ordnung)

Redaktionelle Anderung.
Zu Buchstabe g) (8§ 21h - neu — Luftverkehrs-Ordnung)

8 21h Luftverkehrs-Ordnung wird komplett neu gefasst, um aus den vorgeschlagenen Verbotstatbestdnden Er-
laubnistatbestande zu machen. Diese Anderung beriicksichtigt die Interessen und Wiinsche der Lander sowie der
Sachverstandigen in der 6ffentlichen Anhérung.

Trotz des neu formulierten Erlaubnistatbestandes werden durch 8 21h Absatz 3 Luftverkehrs-Ordnung gleichwohl
auch die schutzwirdigen Aspekte von u. a. Flugplatzen und -h&fen, von Justizvollzugsanstalten, militarischen
Anlagen, Bundesfernstralien, Bundeswasserstraen und Bahnanlagen, Naturschutzgebieten, Wohngrundstticken,
Krankenhdusern, Unfallorten etc. beriicksichtigt. Durch den § 21h Absatz 3 — neu — Luftverkehrs-Ordnung kommt
es zu einem besseren Ausgleich aller Interessen im Sinne des Aktionsplans der Bundesregierung.

Zu Buchstabe h) (8§ 21i — neu — Luftverkehrs-Ordnung)

8 21i Luftverkehrs-Ordnung wird neu gefasst, um den Anforderungen des § 21h — neu — Luftverkehrs-Ordnung
gerecht zu werden. Es bedarf einer bloBen Genehmigung — und keiner Ausnahmegenehmigung mehr — da der
Betrieb in den durch § 21h — neu — Luftverkehrs-Ordnung bestimmten geografischen Gebieten unter bestimmten
Voraussetzungen grundsétzlich zuléssig ist. Der neu gefasste § 21i Luftverkehrs-Ordnung passt sich damit dem
Tenor eines Erlaubnistatbestands des § 21h — neu — Luftverkehrs-Ordnung an. Im Ubrigen wurden redaktionelle
Anderungen vorgenommen.

Zu Buchstabe i) (§ 21j Absatz 2 — neu — Luftverkehrs-Ordnung)

Zu Buchstabe aa) (8§ 21j Absatz 2 — neu — Luftverkehrs-Ordnung)
Redaktionelle Anderung.

Zu Buchstabe bb) (8 21j Absatz 2 — neu — Luftverkehrs-Ordnung)
Redaktionelle Anderung.

Zu Buchstabe j) (§ 21k Absatz 2 Satz 1 — neu — Luftverkehrs-Ordnung)

Redaktionelle Anderung: Da § 21h und auch § 21i Luftverkehrs-Ordnung ge4ndert werden, muss § 21k Absatz 2
Satz 1 Luftverkehrs-Ordnung daran angepasst werden.

Zu Buchstabe k) (8§ 44 Absatz 1 Nummer 17d — neu — Luftverkehrs-Ordnung)
Redaktionelle Anderung.

Zu Buchstabe I) (§ 44 Absatz 1 Nummer 17e — neu — Luftverkehrs-Ordnung)
Redaktionelle Anderung.

Zu Nummer 3 (Artikel 4 Anderung der Kostenverordnung der Luftfahrtverwaltung)
Zu Buchstabe a) (Anlage Gebuhrenverzeichnis (zu 8 2 Absatz 1) - Abschnitt VI — neu -)
Redaktionelle Anderung.
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Zu Buchstabe b) (Anlage Gebuhrenverzeichnis (zu § 2 Absatz 1) - Abschnitt VI — neu -)
Redaktionelle Anderung.

Berlin, den 5. Mai 2021

Daniela Wagner
Berichterstatterin



	1. Artikel 1 wird wie folgt geändert:
	a) In Nummer 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc werden die Nummern 16b, 16c und 16d geändert:
	b) In Nummer 4 wird in § 66a Absatz 4, Satz 2 Folgendes geändert:

	2. Artikel 2 wird wie folgt geändert:
	a) In Nummer 1 wird die Inhaltsübersicht des Abschnitts 5a wie folgt geändert:
	b) In Nummer 4 wird § 21b Absatz 1 Satz 3 wie folgt geändert:
	c) In Nummer 4 werden in § 21b Absatz 2 Satz 1 die Wörter „sofern es sich um den Betrieb von unbemannten Fluggeräten mit einer Startmasse von weniger als 25 Kilogramm handelt“ gestrichen.
	d) In Nummer 4 wird § 21f Absatz 1 wie folgt geändert:
	e) In Nummer 4 wird § 21f Absatz 5 Nummer 2 wie folgt geändert:
	f) In Nummer 4 werden in § 21g Absatz 1 Nummer 1 und in § 21g Absatz 2 Nummer 1 jeweils das Wort „standardisierte“ sowie in § 21g Absatz 3 das Wort „standardisierten“ gestrichen.
	g) In Nummer 4 wird § 21h wie folgt neu gefasst:
	h) In Nummer 4 wird § 21i wie folgt neu gefasst:
	i) In Nummer 4 wird § 21j Absatz 2 wie folgt geändert:
	j) In Nummer 4 wird § 21k Absatz 2 Satz 1 wie folgt neu gefasst:
	k) In Nummer 5 werden in Nummer 17d die Wörter „Absatz 1“ durch die Wörter „Absatz 2“ ersetzt.
	l) In Nummer 5 wird in Nummer 17e das Wort „Ausnahmegenehmigung“ durch das Wort „Genehmigung“ ersetzt.

	3. Artikel 4 wird wie folgt geändert:
	a) In Nummer 3 a) – Nummer 16a – wird das Wort „Ausnahmegenehmigung“ durch das Wort „Genehmigung“ ersetzt.
	b) In Nummer 3 c) – Nummer 39 – wird das Wort „Modellflugvereinen“ durch das Wort „Luftsportverbänden“ ersetzt.




